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Innenpolitik 7 Quellen · 2 Sprachen

CDU-Debakel und AfD-Aufwind bei den
Landtagswahlen

Die Berichterstattung über das CDU-Debakel und den Aufstieg der AfD setzt höchst

unterschiedliche Schwerpunkte. The Daily Telegraph liefert die schärfste

persönliche Abrechnung: Ein Artikel bezeichnet das Ergebnis in Mecklenburg-

Vorpommern als Desaster, das auf Merz' eigene Führungs- und

Kommunikationsschwäche zurückzuführen sei, während ein zweiter Beitrag den

Blick auf die Krise der deutschen Autoindustrie weitet und argumentiert, dass

verfehlte Energiepolitik und mangelnder Schutz vor chinesischer Konkurrenz - nicht

allein Merz' Unbeliebtheit - der AfD politische Munition liefern. The Guardian vertritt

eine ideologisch andere These: Nicht Kommunikationsfehler, sondern Merz'

Sparkurs und seine migrationszentrierte Strategie selbst seien das Problem, da nur

die Bekämpfung wirtschaftlicher Unsicherheit den Rechtsaußen ihren Nährboden

entziehen könne. Los Angeles Times und The Wall Street Journal richten den Fokus

dagegen auf Merz' politisches Durchhaltevermögen trotz der Niederlagen und

deuten seine Renten- und Gesundheitsreformen als Zeichen von Stabilität inmitten

dessen, was das Wall Street Journal als grundlegenden europaweiten „Wandel des

Parteiensystems" bezeichnet. Süddeutsche Zeitung bietet die differenzierteste

innenpolitische Perspektive über mehrere Beiträge hinweg: Einer stellt fest, dass die

AfD trotz ihres starken Ergebnisses in Mecklenburg-Vorpommern ohne

Koalitionspartner dasteht, während die schwache Kampagne der CDU ihren

Aufstieg begünstigt habe; ein weiterer schildert das interne „Kanzler-Drama", in

dem Merz kaum eine andere Wahl blieb, als dem Unmut in der eigenen Partei

präventiv zu begegnen; ein dritter warnt, dass politische Instabilität - etwa

widersprüchliche Signale rund um Berlins Olympia-Bewerbung - dem

internationalen Ansehen Deutschlands schade. Die Welt rahmt die Krise strukturell:

Ein Kommentar sieht CDU, SPD und Grüne seit der Ära Merkel zu einem konturlosen

Konglomerat verschmolzen, das Wähler gleichermaßen zur AfD wie zur Linkspartei
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treibe, während ein anderer Welt-Beitrag sich der inneren Zerrissenheit der SPD

nach ihrem durchwachsenen Abschneiden widmet. Süddeutsche Zeitung und Die

Welt behandeln zudem übereinstimmend die absehbare rot-grün-rote Koalition in

Berlin und äußern beide Bedenken hinsichtlich der Duldung antisemitischer und

israelfeindlicher Strömungen innerhalb der Linkspartei - wobei Die Welt deutlich

schärfer urteilt und der Partei „keinerlei Glaubwürdigkeit" in dieser Frage attestiert,

während Süddeutsche Zeitung eher zurückhaltend warnt. The Washington Post

schließlich hebt sich ab, indem sie die tiefere Ursache in der jahrzehntelangen

Fehleinschätzung des liberalen Establishments verortet, das die eigenständige

politische und kulturelle Identität Ostdeutschlands nie wirklich verstanden habe -

ein blinder Fleck, der sowohl der AfD als auch der postkommunistischen Linken

Zulauf verschafft habe.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, The Guardian, Los Angeles Times, Süddeutsche Zeitung, The

Wall Street Journal, The Washington Post

Innenpolitik 6 Quellen · 2 Sprachen

            Quellenangaben (13)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 12 — „Merz CDU wiped out in state…“

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 21 — „VW’s woes are tip of iceberg…“

Die Welt, 22.9.2026, S. 1 — „Zwischen AfD und Linkspartei liegen Welten…“

Die Welt, 22.9.2026, S. 4 — „Rot-Grün-Rot steht vor einem Comeback in…“

Die Welt, 22.9.2026, S. 5 — „Ein Abend der „ganz unterschiedlichen Gefühle““

The Guardian, 22.9.2026, S. 42

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 3

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 4 — „Kanzler-Drama“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 4 — „Regieren für Profis“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 4 — „Die Methode AfD“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 21 — „"Das führt nur zu Irritationen"“

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 8

The Washington Post, 22.9.2026, S. 19
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Russlands Duma-Wahl und Putins Machtsicherung

Alle Quellen sind sich einig, dass die russische Duma-Wahl kein echter

demokratischer Wettbewerb, sondern eine inszenierte Machtdemonstration war -

doch die Schwerpunkte unterscheiden sich deutlich. The Guardian und The Daily

Telegraph richten den Blick auf die internationale Dimension: The Guardian

beschreibt die Unterdrückung von Kritikern und den Ausschluss von

Wahlbeobachtern als bloße "Fassade der Demokratie", die Putins Machtgriff

zementiert, während The Daily Telegraph vor der Sorge warnt, der Sieg könnte als

Vorwand für eine verstärkte Mobilisierung und Aggression gegenüber der NATO

dienen. Los Angeles Times ergänzt eine gesellschaftliche Innenperspektive und

argumentiert, dass hinter den orchestrierten Zahlen in Wirklichkeit eine wachsende

Kriegsmüdigkeit der Bevölkerung stehe. Die Welt konzentriert sich auf das Ausmaß

der Manipulation und die fehlende Transparenz als eigentliche Erklärung des

Ergebnisses und deutet die Wahl als Mechanismus zur Festigung von Putins

Kriegskurs. Süddeutsche Zeitung liefert in gleich drei Beiträgen die ausführlichste

Analyse: Die Wahl wird als "Denkzettel" beschrieben, den ausnahmsweise der Staat

dem Volk erteilt statt umgekehrt, als Beleg für einen reibungslos funktionierenden

Unterdrückungsapparat - und in einem weiteren Beitrag wird über die Pläne der EU

berichtet, Verantwortliche für gefälschte Abstimmungen in besetzten ukrainischen

Gebieten mit Sanktionen zu belegen, was eine konkrete internationale

Reaktionsebene hinzufügt. The Washington Post verbindet die politische Kritik mit

der militärischen Realität und bezeichnet die Wahl als "politisches Theater", das den

fabrizierten Sieg mit einem parallelen ukrainischen Angriff auf russische

Energieinfrastruktur kontrastiert und so die anhaltende militärische

Handlungsfähigkeit der Ukraine unterstreicht.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, The Guardian, Los Angeles Times, Süddeutsche Zeitung, The

Washington Post
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Sicherheit & Konflikte 4 Quellen · 2 Sprachen

US-Druck auf die Ukraine wegen Angriffen auf
russische Raffinerien

The Daily Telegraph und The Guardian berichten beide über Trumps direkten Druck

auf Selenskyj, die ukrainischen Angriffe auf russische Raffinerien einzustellen,

setzen dabei aber unterschiedliche Schwerpunkte: Der Telegraph betont die

innenpolitische Motivation Trumps - seine "Diesel, Diesel, Diesel"-Obsession

angesichts steigender Kraftstoffpreise in den USA - und zeigt die daraus

entstehende Spannung zu Washingtons erklärter Unterstützung für Kiew auf. The

Guardian rückt dagegen die Idee einer wechselseitigen "Energie-Waffenruhe" in den

Vordergrund und gibt Selenskyj Raum für seine Bedingung, dass auch Russland

seine Angriffe auf ukrainische Energie- und Lebensmittelinfrastruktur beenden

müsse, bevor Kiew deeskaliere. Die Los Angeles Times klammert die

diplomatischen Bemühungen weitgehend aus und konzentriert sich stattdessen auf

die anhaltende militärische Realität - gegenseitige Drohnenangriffe und Russlands

offenkundige Verhandlungsunwilligkeit -, was implizit Zweifel daran weckt, ob ein

von den USA vermittelter Waffenstillstand überhaupt tragfähig wäre. Die

Süddeutsche Zeitung wählt einen völlig anderen, nicht-diplomatischen Zugang: Sie

kritisiert europäische Regierungen, allen voran Deutschland, dafür, auf die

Energiekrise mit kurzfristigen Tankrabatten und Preisobergrenzen zu reagieren,

            Quellenangaben (8)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 11

Die Welt, 22.9.2026, S. 1

The Guardian, 22.9.2026, S. 23

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 3

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 1 — „EU will Russlands Wahlfälscher bestrafen“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 4 — „Denkzettel für das Volk“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 7 — „Der Unterdrückungsapparat funktioniert“

The Washington Post, 22.9.2026, S. 9
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statt die tiefere strukturelle Abhängigkeit Europas von importierten fossilen

Energieträgern anzugehen, und deutet die Krise als hausgemachtes politisches

Versagen statt als Frage der Kriegsdiplomatie.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian, Los Angeles Times, Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 3 Quellen · 2 Sprachen

Pressefreiheit im Streit um Trumps Medien-Bann

Alle drei Zeitungen deuten Trumps Ausschluss von CNN, MS NOW und Politico aus

dem Weißen Haus als Angriff auf die Pressefreiheit, setzen dabei aber

unterschiedliche Schwerpunkte. The Daily Telegraph konzentriert sich auf den

auslösenden Vorfall - den Boykott von Weißes-Haus-Veranstaltungen durch Sender,

nachdem der Spitzname "menschlicher Drucker" Trumps CNN-Bann provoziert

hatte - und zitiert das Argument der Sender, die Öffentlichkeit habe ein vitales

Interesse an unabhängiger, akkurater Berichterstattung über die Regierung.

Süddeutsche Zeitung wählt eine stärker verfassungsrechtliche Perspektive,

berichtet über die Klage der Medien gegen die Regierung und betont den ersten

Verfassungszusatz als zentralen Pfeiler der amerikanischen Demokratie, den die

Kläger verletzt sehen. The Washington Post wiederum hebt die parteiübergreifende

Solidarität hervor - insbesondere, dass sich sogar Fox News der Weigerung

anschloss, über Trumps Auftritte zu berichten - und warnt Republikaner, die den

Ausschluss bejubeln, mit Verweis auf das Beispiel der Obama-Regierung vor einem

Bumerang-Effekt. Während der Telegraph also den Funken der Krise nacherzählt

und die deutsche Zeitung den juristischen Aspekt in den Vordergrund rückt, nutzt

            Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 11

The Guardian, 22.9.2026, S. 9

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 3

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 13
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die Washington Post den Vorfall, um eine weiterreichende politische Lehre über die

Verletzlichkeit des Medienzugangs zu ziehen.

Quellen: The Daily Telegraph, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Innenpolitik 2 Quellen · 2 Sprachen

Linkspartei und Terror-Unterstützer-Affäre

Beide Zeitungen berichten über denselben Vorfall: pro-palästinensische Aktivisten

mit Verbindungen zur Hamas und zur PFLP feierten gemeinsam mit gewählten

Vertretern der Linkspartei den Wahlerfolg der Partei. Die Welt liefert dabei die

detailliertere, investigative Perspektive und benennt konkret Ibrahim Ibrahim als

offenen PFLP-Unterstützer, der Israel eine „systematische ethnische Säuberung" im

Gazastreifen vorwarf und Hamas- sowie Hisbollah-Figuren gelobt hat. Die Zeitung

dokumentiert dessen Rolle als zentraler Anmelder und Organisator von

Demonstrationen in Berlin sowie seine sichtbaren Kontakte zu neu gewählten

Linken-Politikern und deutet dies als ernsthaftes Risiko angesichts des bestehenden

Antisemitismus-Problems der Partei. The Daily Telegraph nimmt hingegen eine

breitere, von außen kommende Perspektive ein und ordnet den Vorfall als Beleg für

ein strukturelles Antisemitismus-Problem innerhalb der Linkspartei ein, das deren

politische Handlungsfähigkeit einschränken könnte - mit dem zugespitzten Zitat, es

sei „sehr schwierig, mit einer Partei zusammenzuarbeiten, die größtenteils

antisemitisch" sei. Während Die Welt also die konkreten lokalen Verbindungen

akribisch dokumentiert, bettet The Daily Telegraph die Affäre in eine umfassendere

Erzählung über das politische und moralische Ansehen der Partei ein.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt

            Quellenangaben (3)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 13

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 6

The Washington Post, 22.9.2026, S. 20
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Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 2 Sprachen

Huthi-Vormarsch im Jemen und Trumps schwankende
Politik

Die beiden Zeitungen setzen unterschiedliche Schwerpunkte. The Guardian rückt

vor allem die amerikanische Politik in den Mittelpunkt und analysiert, wie Trumps

Entscheidung, Luftschläge im letzten Moment abzusagen, ein Muster der

Unentschlossenheit offenbart, das zentrale Golfverbündete wie Saudi-Arabien

zunehmend entfremdet - Washington gelte dort immer mehr als unzuverlässiger

Partner -, während die Huthis unterdessen weiter strategisches Gebiet erobern.

Süddeutsche Zeitung liefert dagegen einen sachlicheren, stärker auf die militärische

Lage vor Ort konzentrierten Bericht über die Kämpfe zwischen jemenitischen

Regierungstruppen und Huthi-Rebellen um die ölreiche Region Marib, zitiert einen

Kommandeur der Regierungstruppen mit dessen Zusicherung, die Stadt werde

nicht fallen, und erwähnt den Rückgang der Schifffahrt in der Straße von Hormus -

ohne die Frage nach der Verlässlichkeit der US-Politik direkt aufzugreifen. Damit

steht die geopolitische Kritik des Guardian an Trumps schwankendem Kurs einer

nüchternen, lokal verankerten Kampfberichterstattung der Süddeutschen Zeitung

gegenüber.

Quellen: The Guardian, Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 12

Die Welt, 22.9.2026, S. 4

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 22.9.2026, S. 25

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 6
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Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen · 2 Sprachen

China unter Xi: Technologie, Repression und westliche
Wahrnehmung

Die beiden Quellen nähern sich China unter Xi Jinping aus deutlich

unterschiedlichen Blickwinkeln. Die Süddeutsche Zeitung, gestützt auf die

Erfahrung eines langjährigen China-Korrespondenten, widmet sich der politisch-

psychologischen Dimension: Sie warnt davor, dass die westliche Faszination für

Chinas technologische Modernität eine sich vertiefende Atmosphäre der Angst und

autoritäre Repression unter Xi verschleiert, und kritisiert zugleich eine

simplifizierende westliche Ablehnung Chinas als ebenso unzureichende Reaktion.

Die Washington Post hingegen wählt einen wirtschaftlichen Zugang und

argumentiert, dass Xis Priorisierung von Industrie, technologischer

Eigenständigkeit und geopolitischem Vorteil zulasten von Konsum und sozialer

Absicherung gewöhnliche Bürger mit stagnierenden Löhnen und aussichtslosen

Jobs zurücklässt und damit den traditionellen Gesellschaftsvertrag der

Kommunistischen Partei gefährdet. Während die Süddeutsche Zeitung die

westliche Wahrnehmung Chinas hinterfragt, untermauert die Washington Post ihre

Kritik mit konkreten wirtschaftlichen Daten über die Folgen Xis strategischer

Entscheidungen für den Alltag der Menschen.

Quellen: Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Energie & Umwelt 2 Quellen · 2 Sprachen

Europas Abhängigkeit von Nahost-Schifffahrtsrouten

Beide Zeitungen thematisieren die Verwundbarkeit zentraler Schifffahrtsrouten im

Nahen Osten, jedoch aus unterschiedlichen Blickwinkeln. Die Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (2)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 11

The Washington Post, 22.9.2026, S. 12
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übt vor allem politische Kritik an Washington: US-Verteidigungsminister Hegseth

trage einen Großteil der Verantwortung dafür, dass die iranische Revolutionsgarde

und die mit ihr verbündeten Huthi faktisch die Kontrolle über die Straße von

Hormuz und die Meerenge Bab al-Mandab übernommen hätten - während Europa

weder den Willen noch die militärischen Mittel besitze, seine eigenen

lebenswichtigen Handelsrouten zu schützen. Das Wall Street Journal wählt dagegen

eine wirtschaftlich-logistische Perspektive aus dem Golf: Der Bericht zeigt, dass

saudische Versuche, die Straße von Hormuz zu umgehen, in der Praxis gescheitert

seien, da Huthi-Angriffe im Roten Meer Tanker wieder zurück in die riskante

Meerenge zwängen - mit steigenden Kosten und wachsender Sorge vor globaler

Inflation. Während die deutsche Zeitung ein transatlantisches Sicherheitsversagen

und Europas Abhängigkeit betont, hebt die amerikanische Zeitung hervor, dass

selbst konsequente Umleitungsversuche dem zugrunde liegenden Risiko nicht

entkommen können.

Quellen: Süddeutsche Zeitung, The Wall Street Journal

Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 1 Sprache

Britische Militärhilfe für Saudi-Arabien und Spannungen mit
den USA

The Daily Telegraph und The Guardian berichten beide über dieselbe Entscheidung

- britische Luftbetankung für saudische Kampfjets gegen Angriffe der Huthi -, setzen

dabei aber unterschiedliche Akzente. The Daily Telegraph behandelt die Nachricht

weitgehend sachlich, hebt jedoch die Spannungen in der britisch-amerikanischen

Beziehung hervor und deutet an, dass London von Bündnisdruck und Trumps

Forderungen nach höheren Verteidigungsausgaben mitgezogen wird, während es

zugleich um eigenständigen politischen Spielraum ringt. The Guardian ordnet

            Quellenangaben (2)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 4

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 6
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dieselbe Unterstützung in einen breiteren Rahmen regionaler und wirtschaftlicher

Stabilität ein und verweist zusätzlich auf die Absicht des Premierministers, bei

Trump auf ein Ende der Konfrontation mit dem Iran zu drängen - der Schritt

erscheint hier eher als proaktive diplomatische Initiative denn als bloße Reaktion

auf amerikanischen Druck. In einem weiteren Beitrag beleuchtet The Guardian die

Beziehung zu Washington noch grundsätzlicher und beschreibt britische

Bemühungen um einen "dritten Weg" gegenüber Trump - weder konfrontativ wie

Kanadas Premier noch öffentlich unterwürfig wie Starmers frühe Haltung -, wobei

die Huthi-Saudi-Episode als Teil eines größeren Geflechts von Spannungen

erscheint, das auch die Ukraine und die Künstliche Intelligenz umfasst. Während der

Telegraph also den Konflikt zwischen Bündnistreue und deren Kosten betont,

zeichnet der Guardian das Bild einer bewussteren diplomatischen Balance

Londons.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen · 1 Sprache

Selenskyjs geplantes Treffen mit Trump

Beide Zeitungen berichten über Selenskyjs Ankündigung eines Treffens mit Trump,

ordnen die Nachricht aber in sehr unterschiedliche Kontexte ein. Die Welt

behandelt sie als genuin diplomatische Meldung: Das geplante Treffen in New York

wird als Teil einer neuen Dynamik hin zu einem Kriegsende dargestellt, samt neuer

Vermittlungsbemühungen von Witkoff und Kushner und dem Zitat, "die

diplomatische Dynamik ist da" - wobei vorsichtig angemerkt wird, dass beide Seiten

einander weiterhin mangelndes echtes Interesse am Frieden vorwerfen. Die

Süddeutsche Zeitung dagegen bettet dieselbe Nachricht in eine breitere Erzählung

            Quellenangaben (3)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 1

The Guardian, 22.9.2026, S. 1 — „UK to give support to Saudi…“

The Guardian, 22.9.2026, S. 9 — „Burnham's UN visit and UK-US relations“
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über die UN-Generaldebatte als eine Art Krisengipfel ein, bei dem die zentralen

Akteure der großen Weltkonflikte - Ukraine, Nahost und Iran - zusammenkommen.

Ihr Ton gegenüber Trump fällt deutlich kritischer aus: Sie wirft ihm vor, die UN und

das Völkerrecht ungeniert ausgehöhlt zu haben, etwa durch den US-israelischen

Krieg gegen Iran und die Entführung des venezolanischen Staatschefs Maduro, und

kritisiert zudem Bundeskanzler Merz für sein Fernbleiben vom Gipfel sowie

Außenminister Wadephul für eine widersprüchliche Rhetorik zum Völkerrecht.

Während Die Welt sich also auf die enge diplomatische Hoffnung rund um die

Ukraine konzentriert, nutzt die Süddeutsche Zeitung den Anlass für eine

grundsätzlichere Kritik an der amerikanischen Außenpolitik und am deutschen

Auftreten bei den Vereinten Nationen.

Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung

Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 1 Sprache

Irans innere Repression und die Kriegslasten für die
Bevölkerung

Beide Zeitungen widmen sich dem menschlichen Preis, den die iranische

Bevölkerung zahlt, wählen dabei aber unterschiedliche Zugänge. Die Los Angeles

Times lässt die Nobelpreisträgerin und Aktivistin Narges Mohammadi zu Wort

kommen, die Krieg, Sanktionen und innere Repression als sich summierende Lasten

beschreibt, die den einfachen Iranern einen "extrem hohen Preis" abverlangen -

verbunden mit leisem Widerstand und der Hoffnung auf Wandel. The Wall Street

Journal wählt einen härteren, konkreteren Blickwinkel und dokumentiert den Fall

zweier Zwillingsschwestern, die während der Proteste von 2026 verhaftet, gefoltert

und sexuell missbraucht wurden - als Beispiel für eine gezielte Kampagne des

Regimes zur Unterdrückung Andersdenkender. Während die Los Angeles Times ein

            Quellenangaben (2)

Die Welt, 22.9.2026, S. 6

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 7
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reflektiertes, fast zeugnishaftes Bild nationalen Leidens im Zusammenspiel mit

Widerstandskraft zeichnet, liefert The Wall Street Journal eine erschütternde,

detailreiche Reportage über staatliche Gewalt gegen junge Frauen.

Quellen: Los Angeles Times, The Wall Street Journal

Handel & Wirtschaft 2 Quellen · 1 Sprache

Kontroverse um die Fusion von Paramount und Warner Bros.
Discovery

Beide Zeitungen stehen der Fusion von Paramount und Warner Bros. Discovery

kritisch gegenüber, jedoch aus grundverschiedenen Gründen. Die Los Angeles

Times argumentiert aus einer Perspektive der Repräsentation und Gerechtigkeit:

Eine Konzentration des Medienmarkts auf wenige Käufer würde vor allem

lateinamerikanische und schwarze Zielgruppen und Beschäftigte treffen, die zwar

zentrale Kunden der Branche seien, in deren Entscheidungsgremien jedoch

unterrepräsentiert blieben - deshalb solle der Zusammenschluss verhindert

werden. Das Wall Street Journal hingegen richtet seine Kritik nicht gegen die Fusion

selbst, sondern gegen die regulatorische Reaktion darauf: Es wirft dem

kalifornischen Generalstaatsanwalt Rob Bonta vor, seine kartellrechtlichen

Befugnisse zu nutzen, um von Paramount politische Zugeständnisse zu erpressen,

die in Wahrheit vor allem demokratisch nahestehende Sender wie CNN schützen

sollen, statt echten Wettbewerbsbedenken zu dienen. Während die Los Angeles

Times also eine Gefahr für Vielfalt und Teilhabe sieht, erkennt das Wall Street

Journal in der regulatorischen Einmischung selbst ein parteipolitisch motiviertes

Manöver.

Quellen: Los Angeles Times, The Wall Street Journal

            Quellenangaben (2)

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 2

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 6
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Streit um Nahost-Position muslimischer Polizeivereinigung

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Bericht vor, jener von The Daily Telegraph,

sodass sich kein Quellenvergleich ziehen lässt. Die Zeitung stützt sich auf einen

Bericht des Thinktanks Policy Exchange und rahmt das Thema als institutionelle

Gefahr: Die pro-palästinensischen und antizionistischen Veröffentlichungen einer

Vereinigung muslimischer Polizeibediensteter werden als Bedrohung für den

Grundsatz dargestellt, wonach die Polizei „ohne Furcht oder Bevorzugung" handeln

müsse. Betont wird, dass ein schwindendes Vertrauen der Öffentlichkeit in die

Unparteilichkeit der Polizei letztlich die Rechtsstaatlichkeit selbst gefährden

könnte. Da keine weitere Quelle über dieses Thema berichtet, lässt sich keine

alternative Gewichtung oder gegenläufige Einordnung feststellen.

Quellen: The Daily Telegraph

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Systemische Störungen bei der britischen Flugsicherung
(Nats)

Zu diesem Thema liegt allein ein Beitrag der Daily Telegraph vor, der eine dezidiert

kritische Position einnimmt. Die Zeitung argumentiert, dass die wiederholten IT-

Ausfälle bei der britischen Flugsicherung Nats kein Zufall seien, sondern Ausdruck

tiefliegender struktureller Probleme - veralteter, eigens entwickelter Systeme,

            Quellenangaben (2)

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 13

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 14

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 6
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chronischen Personalmangels und einer selbstgefälligen Führungskultur. Die Daily

Telegraph wirft der Nats-Führung zudem vor, bei der Aufklärung der Ursachen eher

auszuweichen als für Transparenz zu sorgen, und deutet die Krise damit als

institutionelles Versagen mit einer klaren Verantwortungsfrage statt als Reihe

isolierter technischer Pannen.

Quellen: The Daily Telegraph

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Politische Verfolgung Imran Khans in Pakistan

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, jener von The Daily Telegraph, der

die Verhaftung von Imran Khans Schwestern weitgehend aus der Perspektive seiner

PTI-Anhänger schildert. Die Zeitung stellt das Vorgehen als ungerechtes und hartes

Durchgreifen der pakistanischen Regierung und des Militärestablishments gegen

jene dar, die Khans Freilassung fordern, und zitiert Anhänger, die ihn als "Symbol

nationaler Einheit" bezeichnen, das nur er verkörpern könne. Da keine weitere

Quelle über das Ereignis berichtet, fehlt jede Gegenposition oder alternative

Einordnung - die Darstellung bleibt vollständig auf Sympathie für Khan und

implizite Kritik an den Behörden ausgerichtet.

Quellen: The Daily Telegraph

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 4

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 13
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Andy Burnhams politische Zukunftsaussichten

Dieses Thema wird ausschließlich von The Daily Telegraph behandelt, der eine

dezidiert innenpolitische britische Analyse liefert. Die Zeitung argumentiert, dass

Andy Burnham zwar allgemein sympathisch sei, die Wähler jedoch nicht wüssten,

wofür er inhaltlich stehe. Um als Führungsfigur erfolgreich zu sein, müsse er bereit

sein, unpopuläre Entscheidungen zu treffen, statt es allen recht machen zu wollen -

so wie es einst Thatcher, Blair und Cameron getan hätten. Da keine weitere Quelle

das Thema aufgreift, gibt es keinen Vergleich konkurrierender Sichtweisen; es

handelt sich um eine einzelne, pointierte Perspektive auf die Anforderungen

politischer Führung.

Quellen: The Daily Telegraph

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Krise der deutschen Autoindustrie

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag von The Daily Telegraph vor, der die

Probleme von Volkswagen als bloße Spitze eines viel größeren Eisbergs deutet, der

die gesamte deutsche Autoindustrie erfasst hat - von BMW über Mercedes bis

Porsche. Die Zeitung macht dafür vor allem das Versagen der Berliner

Energiepolitik, die frühere Abhängigkeit von russischer Energie und chinesischen

Lieferketten sowie verfehlte Vorgaben zur Elektromobilität verantwortlich und

warnt, dass die Krise der AfD politischen Auftrieb verschaffe. Bemerkenswert ist,

dass der Kommentar seine Kritik nicht auf Deutschland beschränkt, sondern auch

britische Entscheidungsträger dafür rügt, die heimische Autoindustrie

unzureichend vor billigen chinesischen Importen geschützt zu haben - womit dem

Thema eine europäische statt rein deutsche Dimension verliehen wird.

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 14
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Quellen: The Daily Telegraph

Technologie & Medien 1 Quelle · 1 Sprache

Streit um den Digitalen Medien-Staatsvertrag

Zu diesem Thema liegt allein ein Beitrag von Die Welt vor, der eine deutlich kritische

Haltung einnimmt: Der geplante Digitale Medien-Staatsvertrag wird als gefährliche

Ausweitung staatlicher Kontrolle über digitale Inhalte dargestellt, die zu

schleichender Selbstzensur bei unabhängigen Journalisten und kleineren

Medienhäusern führen könne, während große Tech-Konzerne sich dank ihrer

Ressourcen aus ihren Pflichten freikaufen könnten. Da keine andere Zeitung im

vorliegenden Material das Thema aufgreift, steht diese pointierte Warnung ohne

Gegenstimme oder Bestätigung aus anderer Quelle da.

Quellen: Die Welt

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Wirtschaftliche Misere und politische Lähmung in
Großbritannien

Dieses Thema wird hier ausschließlich von The Daily Telegraph behandelt, die

Zeitung liefert somit eine einzelne, aber pointierte Einordnung. Der Autor

argumentiert, Großbritanniens Wachstumsprobleme seien technisch keineswegs

kompliziert - Lösungen wie Deregulierung oder die Beendigung inflationstreibender

Ausgaben wie der Rentenformel „Triple Lock" seien weitgehend bekannt und unter

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 21

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 22.9.2026, S. 2
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Experten unstrittig -, doch politische Feigheit verhindere jedes Handeln: Keine

Partei wolle als erste vorangehen, da sie dafür von den Wählern bestraft würde, die

die konzentrierten Kosten tragen müssten. Der Beitrag warnt zudem, dass globale

Kräfte wie die alternde Bevölkerung und wachsende geopolitische Instabilität diese

schwierigen Abwägungen künftig nur noch verschärfen werden. Da kein weiteres

Medium das Thema aufgreift, steht hier keine vergleichende Debatte, sondern eine

eigenständige, scharfe Diagnose politischer Lähmung im Mittelpunkt.

Quellen: The Daily Telegraph

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

SPD-Wahlergebnisse und innerparteiliche Zerstrittenheit

Die Welt ist die einzige Quelle, die sich mit diesem Thema befasst, und sie wählt

eine kritische, analytische Perspektive: Der Autor argumentiert, dass die

uneinheitlichen Ergebnisse der SPD bei der Berliner Wahl eine tiefe innerparteiliche

Zerstrittenheit und einen fehlenden strategischen Kurs offenbaren. Statt sich der

zugrunde liegenden Krise zu stellen, spiele die Parteiführung die Niederlage

herunter. Der Beitrag warnt, dass die Erarbeitung eines neuen

Grundsatzprogramms zur bloßen Makulatur verkommen werde, sollte die

eigentliche Ursache der schweren Krise nicht behoben werden.

Quellen: Die Welt

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 22.9.2026, S. 21

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 22.9.2026, S. 5
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Trumps Wutausbruch über EU-Kanada-Annäherung

Dieses Thema wird ausschließlich von Die Welt behandelt, die den wütenden

verbalen Ausfall Trumps als Reaktion auf von der Leyens Angebot einer assoziierten

EU-Mitgliedschaft für Kanada analysiert. Der Artikel argumentiert, dass Trumps

Reaktion aus einem langjährigen Groll gegenüber der EU resultiere, und warnt, dass

dieser neue transatlantische Riss ernsthafte Folgen für Europa haben könnte, das in

Handel und Sicherheit weiterhin von den USA abhängig sei. Da keine andere Quelle

über den Vorfall berichtet, gibt es keine gegensätzliche Berichterstattung zum

Vergleich - nur diese eine Perspektive, die Europas Verwundbarkeit angesichts

amerikanischer Unberechenbarkeit betont.

Quellen: Die Welt

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Untersuchung zu getöteten britischen Helfern in Gaza

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. The Guardian berichtet über die

Ausweitung einer britischen gerichtlichen Untersuchung zum Tod britischer Helfer,

die bei einem Angriff auf einen Hilfskonvoi in Gaza getötet wurden. Im Mittelpunkt

steht die Forderung der Familien nach Aufklärung durch die israelischen Behörden

sowie die Möglichkeit, dass die israelische Armee zur Aussage geladen werden

könnte. Der Fokus des Artikels liegt weniger auf den Umständen des Angriffs selbst

als auf der innerbritischen Dimension - insbesondere auf Fragen zu britischen

Waffenexporten und militärischen Verbindungen.

Quellen: The Guardian

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 22.9.2026, S. 6

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 22.9.2026, S. 2
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Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Eurozone-Inflation und EZB-Zinspolitik

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor, Die Welt, weshalb sich kein Vergleich

zwischen mehreren Zeitungen ziehen lässt. Der Artikel vertritt die klare Position,

dass die anhaltende Inflation - angetrieben durch Öl- und Gaspreise, steigende

Verteidigungsausgaben und massive Investitionen in künstliche Intelligenz,

verschärft zusätzlich durch den Iran-Krieg - die Europäische Zentralbank trotz der

relativen Widerstandsfähigkeit der Wirtschaft zu einer weiteren Zinserhöhung

zwingen werde. Der Schwerpunkt liegt darauf, dass der Inflationsdruck

voraussichtlich anhalten wird, während das aktuelle Zinsniveau bereits am oberen

Rand dessen liege, was Notenbanker als neutrale Geldpolitik betrachten.

Quellen: Die Welt

Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

Saudischer Einfluss auf die Autorenschaft des IPCC

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor: The Guardian veröffentlicht eine

investigative Recherche, die aufzeigt, wie stark Mitarbeiter von Saudi Aramco und

mit dem saudischen Staat verbundene Funktionäre unter den Autoren der IPCC-

Berichte vertreten sind - darunter ein Vizevorsitzender, der zugleich für das

saudische Energieministerium arbeitet. Die Zeitung bezieht dabei eine klar kritische

Position und argumentiert, die Interessenkonfliktregelung des IPCC sei diesem

Befund nicht gewachsen und untergrabe die Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit

des Gremiums - eine Einschätzung, der in diesem Themenfeld keine andere Quelle

etwas entgegensetzt.

Quellen: The Guardian

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 22.9.2026, S. 12
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Britische Reform der Sexualstraftaten-Justiz

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, und zwar von The Guardian, der

eine klar zustimmende Haltung einnimmt. Die Zeitung begrüßt die Einrichtung

spezialisierter Gerichte und Polizeieinheiten zur Bearbeitung von Vergewaltigungen

und schweren Sexualdelikten in England und Wales als überfällige Anerkennung

dessen, dass der bisherige Zustand nicht länger hinnehmbar sei. Diese Zustimmung

ist jedoch mit Vorbehalten verbunden: Der Guardian betont, dass die Umsetzung

schwierig werden dürfte und sich die Reform an tatsächlichen Ergebnissen messen

lassen müsse, nicht an bloßen Absichtserklärungen. Da keine weitere Quelle über

das Thema berichtet, lässt sich diese Einschätzung nicht mit einer abweichenden

oder ergänzenden Perspektive vergleichen.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Debatte um Englands Renten-„Triple Lock“

Zu diesem Thema liegt ausschließlich Berichterstattung von The Guardian vor, in

zwei Fassungen desselben Meinungsbeitrags - ein Vergleich zwischen

unterschiedlichen Quellen entfällt daher, es handelt sich um eine einzige,

durchgehende Position. Der Beitrag argumentiert, der britische Renten-„Triple

Lock" sei finanzpolitisch nicht tragbar und Politiker aller Lager wüssten dies im

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 22.9.2026, S. 5

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 22.9.2026, S. 42
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Privaten sehr wohl, scheuten jedoch aus Angst vor dem Unmut älterer Wähler eine

offene Debatte darüber. Die Politik wird damit der Unehrlichkeit bezichtigt: Das

gebundene Geld könnte stattdessen in Verteidigungsausgaben, Maßnahmen gegen

Jugendarbeitslosigkeit oder die Pflegefinanzierung fließen. Der Autor fordert

letztlich eine umfassendere Vereinbarung zur Generationengerechtigkeit, die

schutzbedürftige Ältere absichert, zugleich aber die Nöte der jungen Generation

anerkennt.

Quellen: The Guardian

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Jersey als Steuerparadies unter Druck

Zu diesem Thema liegt ausschließlich ein Bericht von The Guardian vor, der Jerseys

Lage als Warnbeispiel für die Verwundbarkeit eines auf Offshore-Finanzen

basierenden Wirtschaftsmodells darstellt. Der Beitrag zeichnet nach, wie das auf

niedrige Steuern und Diskretion setzende Modell der Insel enormen Wohlstand,

aber auch erhebliche Reputationsrisiken hervorgebracht hat, und wie dieses Modell

nun durch konkurrierende Standorte wie Dubai sowie wachsenden internationalen

Reformdruck unter Druck gerät. Zugleich weist der Artikel auf ein innenpolitisches

Paradox hin: Trotz eines hohen Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukts kämpfen viele

Bewohner Jerseys mit steigenden Lebenshaltungskosten, was zeigt, dass der Erfolg

des Finanzsektors sich nicht gleichmäßig in lokalen Wohlstand übersetzt hat. Da

keine weitere Zeitung über das Thema berichtet, lässt sich kein Vergleich zwischen

unterschiedlichen Quellen ziehen - doch die Darstellung von The Guardian selbst

verbindet Verständnis für die Inselbewohner mit einer nüchternen Warnung vor den

strukturellen Risiken, denen Jerseys Wirtschaftsmodell ausgesetzt ist.

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 22.9.2026, S. 41 — „Face this fact: the UK can't…“

The Guardian, 22.9.2026, S. 42 — „Face this fact: the UK can’t…“
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Quellen: The Guardian

Migration & Gesellschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Aufstieg rechtsextremer, migrationsfeindlicher Stimmung in
Großbritannien

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag von The Guardian vor, ein

Meinungsbeitrag von Polly Toynbee mit klar alarmierender Haltung: Sie beschreibt

den Aufstieg des migrationsfeindlichen "Neofaschismus" und rassistischer Rhetorik

als bedrohlicher für die britische Demokratie und den gesellschaftlichen

Zusammenhalt als alles, was sie in ihrem Leben erlebt habe. Der Beitrag fordert

Labour-Politiker, insbesondere Andy Burnham, auf, sich der extremen Rechten mit

moralischer Klarheit und positiven Gegenbotschaften entgegenzustellen, statt

deren Rhetorik zu übernehmen oder ambivalent zu bleiben. Da keine weitere Quelle

das Thema aufgreift, gibt es keinen Vergleich mit einer gegensätzlichen Einordnung

- es handelt sich um eine einzelne, nachdrückliche Stimme von The Guardian.

Quellen: The Guardian

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

TV-Satire über russische Atomdrohung gegen
Großbritannien

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag von The Guardian vor, eine satirisch

gefärbte Fernsehkritik. Statt die tatsächlichen Spannungen zwischen

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 22.9.2026, S. 31

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 22.9.2026, S. 43
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Großbritannien und Russland zu analysieren, nutzt der Artikel eine fiktive

Fernsehdrama-Handlung über einen russischen Atomschlag gegen Großbritannien

als Aufhänger, um sich über real existierende britische Politiker lustig zu machen

und zu fragen, wie gut diese Figuren tatsächlich einer echten Krise gewachsen

wären. Die Sendung dient dabei weniger als Anlass für eine geopolitische

Einordnung denn als amüsantes Gedankenexperiment über politische

Führungsfähigkeit.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Mangelnde US-Katastrophenvorsorge

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, jener der Los Angeles Times, der die

Angelegenheit dezidiert politisch einordnet. Der Artikel wirft der Regierung Trump

vor, Frühwarnsysteme gezielt abgebaut und demokratisch geprägte Bundesstaaten

sowie Territorien wie Puerto Rico vernachlässigt zu haben - und dies ausgerechnet

vor einer angekündigten "Super"-El-Niño-Saison. Die Nachlässigkeit wird dabei

nicht als bürokratisches Versehen, sondern als bewusste politische Entscheidung

dargestellt, die Menschenleben und Billionen Dollar kosten könnte; der Text ruft

Kongress und Wählerschaft dazu auf, Trump dafür zur Rechenschaft zu ziehen. Da

keine weitere Zeitung dieses Thema aufgreift, lässt sich kein Vergleich mit einer

abweichenden oder bestätigenden Sichtweise ziehen.

Quellen: Los Angeles Times

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 22.9.2026, S. 62

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 13
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Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Urteil gegen syrischen Foltergefängnisleiter

Zu diesem Thema berichtet allein die Los Angeles Times, und zwar in nüchternem

Nachrichtenstil über die Verurteilung eines ehemaligen syrischen Gefängnisleiters

zu 60 Jahren Haft wegen Folter und Visabetrugs. Der Artikel gibt die scharfe

Verurteilung der Brutalität des Assad-Regimes durch amerikanische Ankläger und

Behördenvertreter wieder, die betonen, die Vereinigten Staaten würden kein

sicherer Hafen für Kriegsverbrecher sein - eine eigene Einordnung oder

Kommentierung darüber hinaus bietet der Text jedoch nicht.

Quellen: Los Angeles Times

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Profil: Aliko Dangote und Afrikas wirtschaftlicher Aufstieg

Zu diesem Thema liegt allein ein Beitrag der Süddeutschen Zeitung vor, die den

nigerianischen Milliardär Aliko Dangote porträtiert und ihn als Sinnbild für den

wirtschaftlichen Aufstieg Afrikas darstellt. Der Artikel betont die zeitliche Brisanz

seiner Raffinerie, die gerade jetzt an Bedeutung gewinnt, da Europa angesichts von

Schifffahrtsstörungen im Nahen Osten nach alternativen Energiequellen sucht - und

macht damit aus Dangotes persönlichem Aufstieg ein Beispiel für Afrikas

wachsendes geoökonomisches Gewicht gegenüber Europa.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 22.9.2026, S. 17

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 4
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Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Zerfall der US-geführten Weltordnung und neue Ad-hoc-
Allianzen

Zu diesem Thema liegt allein Berichterstattung von The Guardian vor, das zwei

Beiträge veröffentlicht, die inhaltlich als eine einzige, sich ergänzende Stimme zu

verstehen sind. Beide Texte deuten Trumps zweite Amtszeit - und die Möglichkeit

einer Niederlage bei den Zwischenwahlen, die ihn zu einer noch disruptiveren,

unberechenbareren Außenpolitik treiben könnte - als Beschleuniger einer

tieferliegenden Erosion der US-geführten Weltordnung. Im Mittelpunkt steht, wie

Verbündete und Partner - von Kanada über die Golfstaaten bis zu Südkorea und

europäischen Staaten - nicht mit offener Konfrontation, sondern mit stiller

Absicherung reagieren: durch neue Ad-hoc-Bündnisse, diplomatische und

wirtschaftliche Netzwerke sowie Strategien der Selbstständigkeit, die sie vor

amerikanischer Unzuverlässigkeit schützen sollen - teils mit einer Annäherung an

China. Da nur eine Zeitung das Thema behandelt, entsteht kein Meinungsstreit,

sondern eine konsistente analytische Erzählung, die dieselbe zentrale These aus

zwei sich ergänzenden Blickwinkeln entfaltet: Das Vertrauen in Washingtons

Verlässlichkeit schwindet, und die Weltordnung gerät ins Wanken.

Quellen: The Guardian

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Chinas Strategie zur Internationalisierung des Yuan

Zu diesem Thema liegt allein ein Beitrag der Süddeutschen Zeitung vor, der eine

kritisch-analytische Perspektive einnimmt. Die Zeitung argumentiert, dass China

zwar die Internationalisierung des Yuan vorantreiben und die Abhängigkeit vom US-

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 22.9.2026, S. 8 — „President becomes unreliable as Trump elsewhere…“

The Guardian, 22.9.2026, S. 9 — „The fracturing world order and the…“
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Dollar verringern wolle, als Teil seines umfassenderen Strebens nach einer

multipolaren Weltordnung - doch Peking bestehe darauf, dies ausschließlich zu

eigenen Bedingungen zu tun und halte an strikten Kapitalkontrollen fest. Genau

darin sieht die Süddeutsche Zeitung die entscheidende Grenze des chinesischen

Modells, die den Yuan letztlich daran hindere, zu einer echten globalen

Reservewährung aufzusteigen.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

Klimapolitik und Versicherungsschutz in Deutschland

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, aus der Süddeutschen Zeitung, der

die Position eines führenden Vertreters der deutschen Versicherungswirtschaft

wiedergibt. Der Artikel bietet keine neutrale Bestandsaufnahme, sondern vermittelt

eine branchenspezifische Warnung: Eine zögerliche Klimapolitik und unzureichende

Anpassungsmaßnahmen trieben die Versicherungskosten bereits jetzt in die Höhe.

Gefordert wird ein umfassender Ansatz aus Prävention, breitem

Versicherungsschutz und staatlicher Absicherung für extreme Katastrophenfälle. Im

Kern steht damit eine wirtschaftspolitische Mahnung: Bleibe entschlossenes

Handeln aus, drohten die Prämien für viele Bürger unbezahlbar zu werden.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 14

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 15
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Kulturkampf um Israel-Gaza-Boykotte und Cancel Culture

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor, ein Meinungsbeitrag der Süddeutschen

Zeitung, der eher essayistisch reflektiert als über ein konkretes Ereignis berichtet.

Der Autor argumentiert, dass die binäre Logik der sozialen Medien - die Frage "Auf

welcher Seite stehst du?" - längst auf die Kulturwelt übergegriffen habe und dort

falsche Gegensätze rund um Boykotte, Ausladungen und die Frage nach

künstlerischer Verantwortung erzeuge, besonders mit Blick auf den Krieg zwischen

Israel und Gaza. Er kritisiert die selektive Empörung auf beiden Seiten der Debatte

gleichermaßen und verteidigt das Recht von Institutionen, umstrittene Künstler

schlicht nicht einzuladen, ohne sie deshalb öffentlich anzuprangern. Da keine

weitere Quelle das Thema aufgreift, ergibt sich hier kein Vergleich zwischen

mehreren Zeitungen, sondern lediglich diese eine, selbstkritische Perspektive auf

die Polarisierung des Kulturbetriebs durch den Konflikt.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Berlins Olympia-Bewerbung und innenpolitische Instabilität

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, aus der Süddeutschen Zeitung, der

die Position Härtels wiedergibt. Demnach kann Berlins Olympia-Bewerbung die

Ablehnung durch die Linkspartei durchaus überstehen, doch warnt der Beitrag

davor, dass politische Unbeständigkeit und widersprüchliche Signale der Regierung

- etwa in der Debatte um die Rentenreform - dem internationalen Ansehen

Deutschlands schaden. Gefordert wird ein klares, geschlossenes Zeichen der

Bundesregierung zur Unterstützung der Bewerbung. Damit wird das Thema vor

allem als Frage innenpolitischer Geschlossenheit und Außenwirkung gerahmt, nicht

als inhaltliche Debatte über Sinn oder Nutzen der Olympischen Spiele selbst.

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 9
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Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

US-Haushaltspolitik und Bonuszahlungen an Wähler

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor, von USA Today, der einen betont

überparteilichen, kritischen Ton anschlägt. Der Artikel verurteilt sowohl Donald

Trumps Vorschlag einer Auszahlung von 5.000 Dollar an jeden Wähler als auch die

umfangreichen Ausgabenpläne demokratischer Sozialisten als fiskalisch

unverantwortlich und argumentiert, die US-Wirtschaft sei bereits stark genug und

benötige keine solchen "Bestechungen" der Wähler. Trumps Vorschlag allein würde

demnach das Haushaltsdefizit um mehr als eine Billion Dollar erhöhen, die Inflation

anheizen und die Zinsen weiter in die Höhe treiben. Da keine weitere Zeitung über

das Thema berichtet, lässt sich kein Vergleich zwischen mehreren Quellen ziehen;

bemerkenswert an der Einordnung von USA Today ist jedoch, dass sie keine der

beiden politischen Seiten schont, sondern Wählergeschenke und progressive

Ausgabenprogramme gleichermaßen als unseriös darstellt.

Quellen: USA Today

Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

US-Wiederaufbaufonds für Golf-Energieinfrastruktur

Dieses Thema wird ausschließlich vom Wall Street Journal aufgegriffen, das den

von der Trump-Regierung vorgeschlagenen Fonds über fünf Milliarden Dollar zum

            Quellenangaben (1)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 21

            Quellenangaben (1)

USA Today, 22.9.2026, S. 7
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Wiederaufbau der Energieinfrastruktur am Golf als stillschweigendes Eingeständnis

des Ausmaßes der Kriegsschäden aus dem Konflikt mit Iran deutet. Zugleich lässt

der Artikel Kritiker zu Wort kommen, die den Plan ohne ein vorheriges

Friedensabkommen für verfrüht und riskant halten, da Iran die neu errichteten

Anlagen erneut ins Visier nehmen könnte.

Quellen: The Wall Street Journal

Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

Streit um CO2-Bilanz von E-Autos

Alle drei Beiträge zu diesem Thema stammen aus der Süddeutschen Zeitung und

tragen faktisch eine interne Debatte innerhalb derselben Zeitung aus. Ein

Kommentar greift die Studie der Technischen Universität München direkt an, weil

sie ihre Ergebnisse als Beleg für eine „substanzielle Fehlsteuerung der EU-

Klimapolitik" präsentiert, und warnt, dass solche Formulierungen Populisten

Munition liefern, die das Verbrenner-Aus rückgängig machen wollen. Ein zweiter

Kommentar geht noch weiter und verteidigt das E-Auto uneingeschränkt: Er wirft

Politikern wie Markus Söder und Hubert Aiwanger vor, Daten selektiv auszuwählen,

um am Verbrennungsmotor als überholter Technologie festzuhalten, und fordert

stattdessen eine Politik, die zukunftsorientierte Industrie und Arbeitsplätze fördert.

Ein dritter Kommentar nimmt eine skeptischere, gegen beide Seiten gerichtete

Haltung ein: Er argumentiert, die Deutschen hätten aufgehört, kritisch zu denken,

und glaubten unreflektiert politischen Behauptungen - sowohl der Vorstellung, E-

Autos seien klimaneutral, als auch der parallelen Behauptung, Atomkraft sei

klimaneutral, erteilt er eine klare Absage. Damit übt dieser Beitrag Kritik nicht nur

an den Kritikern der E-Mobilität, sondern auch am E-Auto-Lager selbst.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 6

30 / 46



Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

Debatte über Kernenergie in Deutschland

Alle drei Beiträge zu diesem Thema stammen aus der Süddeutschen Zeitung und

sind tatsächlich Leserbriefe, die auf pro-nukleare Positionen antworten, welche die

Zeitung selbst zuvor veröffentlicht hatte - keine neutrale

Nachrichtenberichterstattung also. Gemeinsam ist ihnen eine entschiedene

Zurückweisung der These, Kernenergie könne eine Lösung für die Klimakrise oder

die Versorgungssicherheit in Deutschland darstellen. Der erste Leserbrief betont

Sicherheitsrisiken und den Mangel an Kühlwasser bei Hitzewellen, verweist auf

Fukushima und Tschernobyl, um die Vorstellung von Kernenergie als Klimalösung

zu widerlegen, und kritisiert direkt die Darstellung des deutschen Atomausstiegs als

Fehler. Der zweite Beitrag, der auch einen Vergleich mit Schweden zieht, geht weiter

und beschreibt das Festhalten an der Kernenergie als "Verzweiflungstat" von

Menschen, die eine Änderung des westlichen Lebensstils nicht akzeptieren wollen,

und wirft einem Kolumnisten vor, wiederholt für Kernenergie einzutreten, obwohl

er deren Probleme kenne. Der dritte Beitrag liefert die ausführlichste Verteidigung

der tatsächlichen Reaktorabschaltungen: Atomkraftwerke seien nur für die

Grundlastversorgung geeignet und zu träge für den flexiblen Einsatz bei Spitzenlast,

die Kosten der Endlagerung würden den Steuerzahlern aufgebürdet, und die

eigentliche Kritik müsse dem schleppenden Ausbau von erneuerbaren Energien

und Stromnetz unter dem amtierenden Minister gelten. Während die Zeitung selbst

also atomfreundliche Meinungsbeiträge veröffentlicht hatte, bilden die hier

versammelten Leserstimmen eine geschlossene Front gegen die Kernenergie,

wobei jede einen eigenen Akzent setzt - Sicherheit, Ideologie und wirtschaftlich-

technische Praktikabilität.

            Quellenangaben (3)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Eigentor“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Mehr als eine CO2-Debatte“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Autoverliebtes Deutschland“
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Quellen: Süddeutsche Zeitung

Energie & Umwelt 1 Quelle · 1 Sprache

Kritik an Wirtschaftsministerin Reiches Energiepolitik

Zu diesem Thema berichtet ausschließlich die Süddeutsche Zeitung, allerdings in

drei unterschiedlichen Beiträgen, die sich zu einer einheitlichen, kritischen Stimme

gegenüber Wirtschaftsministerin Katherina Reiche verdichten. Ein Beitrag

konzentriert sich auf die rechtliche Konstruktion und wirft dem

Wirtschaftsministerium vor, ein gesetzliches „Hintertürchen" zu nutzen, um die

Kohleverstromung länger laufen zu lassen und dabei Gas und Kernkraft gegenüber

erneuerbaren Energien zu bevorzugen. Ein zweiter Beitrag wählt eine technisch-

wirtschaftliche Perspektive und argumentiert, dass die direkte Nutzung

erneuerbarer Energien der Wasserstoffnutzung bei Wärme und Verkehr klar

überlegen sei; der Minister:in wird dabei vorgeworfen, Thesen der Gaslobby zu

verbreiten - verbunden mit der ausdrücklichen Aufforderung an die eigene Zeitung,

eine bessere Faktenbasis zu liefern. Ein dritter Beitrag liefert die historische Tiefe,

indem er daran erinnert, dass Reiche bereits als Staatssekretärin im

Umweltministerium zwischen 2009 und 2013 für die bürokratische Ausbremsung

der erneuerbaren Energien verantwortlich war, die als „Altmaier-Reiche-Delle"

bekannt wurde - ihre heutige Politik erscheint so als Fortsetzung eines langjährigen

Musters im Dienst fossiler Interessen. Zusammen ergeben die drei Texte ein

kumulatives, mehrdimensionales Anklagebild - rechtlich, ökonomisch und

historisch -, ohne dass innerhalb der Berichterstattung eine abweichende Stimme

zu Wort kommt.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (3)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Atomkraft? Nein danke.“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Strahlende Aussichten“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „KI-getrieben“
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Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Irans Delegation bei der UN unter amerikanischem Druck

Zu diesem Thema berichtet allein das Wall Street Journal, das die Einschränkungen

und Schwierigkeiten schildert, mit denen die iranische Delegation bei den Vereinten

Nationen angesichts amerikanischer Sanktionen und Feindseligkeit konfrontiert ist.

Die Zeitung hebt hervor, wie Iran das UN-Forum diplomatisch zu nutzen versucht,

während es sich zugleich als Opfer amerikanisch-israelischer Aggression darstellt

und sein Handeln als reine Selbstverteidigung rechtfertigt. Da keine andere Quelle

über dieses Thema berichtet, lässt sich kein Vergleich unterschiedlicher

Einordnungen ziehen - die Darstellung beruht ausschließlich auf der Perspektive

des Wall Street Journal.

Quellen: The Wall Street Journal

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

NATO-Manöver im Baltikum

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor, The Wall Street Journal, weshalb sich

kein direkter Vergleich zwischen unterschiedlichen Sichtweisen ziehen lässt. Statt

die Übungen im Baltikum schlicht zu schildern, verpackt die Zeitung sie in eine

kritische Analyse: NATO-Streitkräfte seien trotz der Manöver de facto nicht auf die

Realität moderner Kriegsführung vorbereitet, wie sie sich im drohnendominierten

            Quellenangaben (3)

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „So heizt Reiche Deutschland ein“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Es gibt Alternativen“

Süddeutsche Zeitung, 22.9.2026, S. 18 — „Druckkontrollelement“

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 6
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Krieg in der Ukraine zeigt. Zitierte Stimmen bemängeln, westliche Armeen kennten

diesen Krieg nur aus Fernsehen und sozialen Medien und hätten das Ausmaß des

Wandels noch nicht wirklich begriffen - die Übungen erscheinen so weniger als

Beleg für Einsatzbereitschaft denn als erster Schritt eines überfälligen

Lernprozesses.

Quellen: The Wall Street Journal

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Miamis Pläne für einen Regimewechsel in Kuba

Zu diesem Thema liegt ausschließlich ein Bericht des Wall Street Journal vor, der

schildert, wie sich die kubanisch-amerikanische Exilgemeinde in Miami -

Geschäftsleute, Politiker und Vertreter der Trump-Regierung gleichermaßen - auf

einen möglichen Zusammenbruch der kommunistischen Regierung Kubas

vorbereitet. Der Beitrag zeichnet eine Stimmung gespannter Erwartung,

angetrieben von einer US-Erdölblockade und Reden von einer bevorstehenden

"freundlichen Übernahme", während sich der tatsächliche Zeitplan für den

Regimewechsel immer wieder verschiebt. Da keine weitere Zeitung über dieses

Thema berichtet, fehlt eine konkurrierende oder bestätigende Perspektive, mit der

sich die Erwartungshaltung der Exilgemeinde im Vergleich zum tatsächlichen

Geschehen in Havanna einordnen ließe.

Quellen: The Wall Street Journal

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 8

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 9
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Technologie & Medien 1 Quelle · 1 Sprache

US-chinesischer Wettlauf um Künstliche Intelligenz

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor, aus dem Wall Street Journal, der die

Beziehung zwischen den USA und China im Bereich der Künstlichen Intelligenz vor

allem ideologisch deutet. Der Meinungsbeitrag argumentiert, dass eine

Zusammenarbeit bei der Sicherheit von KI zwar wünschenswert sein mag, aber

grundsätzlich begrenzt bleibt, da beide Mächte fundamental unterschiedliche Ziele

verfolgen: Die USA wollen KI nutzen, um menschliche Freiheit und Kreativität zu

fördern, während China die Technologie einsetzen will, um die Kontrolle der

kommunistischen Partei im Inneren zu festigen und den chinesischen Einfluss im

Ausland auszubauen. Da keine weitere Zeitung dieses Thema aufgreift, lässt sich

kein Vergleich zwischen unterschiedlichen Perspektiven ziehen; auffällig ist jedoch

der skeptische Grundton gegenüber einer tiefergehenden Kooperation, der die

wertepolitische Kluft zwischen beiden Systemen als zentrales Hindernis

hervorhebt.

Quellen: The Wall Street Journal

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

US-chinesische Beziehungen: Fall Jimmy Lai und Trumps
Verhandlungsmacht gegenüber Xi

Beide Texte stammen vom Wall Street Journal und vertreten dieselbe Grundthese:

Trump verfüge über echte Verhandlungsmacht gegenüber Xi Jinping und solle sie

entschlossen nutzen, statt sich beim Staatsbesuch mit diplomatischer Symbolik

zufriedenzugeben. Sie unterscheiden sich jedoch im Fokus. Der Meinungsbeitrag

von McGurn konzentriert sich auf einen einzelnen, symbolträchtigen

Menschenrechtsfall - den inhaftierten pro-demokratischen Verleger Jimmy Lai aus

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 13
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Hongkong - und argumentiert, dessen Freilassung wäre ein Zeichen amerikanischer

Stärke, während übermäßiges Entgegenkommen gegenüber Peking als Schwäche

gedeutet würde. Der Leitartikel hingegen weitet den Blick auf grundsätzlichere

strategische Fragen aus: chinesische Unterstützung für Iran und Russland, Diebstahl

von KI-Technologie, die Erpressung mit seltenen Erden sowie Taiwan. Er fordert von

Trump, bei Xi auf konkrete Verhaltensänderungen zu drängen, statt sich mit

oberflächlichen diplomatischen Erfolgen zu begnügen. Während der eine Beitrag

die Bewährungsprobe für Trumps Härte an einem einzelnen Gefangenen festmacht,

spannt der andere ein weiteres sicherheitspolitisches Forderungsprogramm auf -

beide aber warnen übereinstimmend, dass ausbleibende echte Zugeständnisse Xis

Trump als schwach erscheinen lassen würden.

Quellen: The Wall Street Journal

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Michigans Wirtschaftsprobleme: Whitmer gegen Trumps
Zölle

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag der Wall Street Journal vor, der eine

pointierte, kritische Haltung gegenüber der Gouverneurin von Michigan, Gretchen

Whitmer, einnimmt. Der Artikel argumentiert, dass die wirtschaftlichen Probleme

des Bundesstaates, darunter hohe Benzin- und Energiepreise, auf ihre eigene Politik

zurückzuführen seien und nicht auf die Zölle von Präsident Trump oder auf Kanada.

Damit wird die Verantwortung eindeutig der Landespolitik zugeschoben statt der

Handelspolitik des Bundes, ohne dass in diesem Beitrag eine gegenläufige

Perspektive erscheint, die Whitmer verteidigt oder Trumps Zollpolitik kritisiert.

Quellen: The Wall Street Journal

            Quellenangaben (2)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 13 — „Who's Stronger, Xi or Trump?“

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 14 — „What Does Trump Want From Xi?“
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Vetoentscheidung zur Pensionsreform in Kalifornien

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Bericht vor, ein Meinungsbeitrag des Wall Street

Journal, der Kaliforniens Gouverneur Gavin Newsom überschwänglich dafür lobt,

ein Gesetz zur Ausweitung der Pensionsleistungen für Beschäftigte im öffentlichen

Sicherheitsdienst per Veto gestoppt zu haben. Der Beitrag stellt dies als seltenen

und begrüßenswerten Sieg der Steuerzahler über die Regierungsgewerkschaften in

Sacramento dar und deutet Newsoms Schritt als Beispiel für fiskalische

Verantwortung gegenüber gewerkschaftlichem politischem Druck. Da keine weitere

Quelle über den Vorgang berichtet, lässt sich dieser lobenden Einordnung keine

abweichende oder kritische Sichtweise gegenüberstellen.

Quellen: The Wall Street Journal

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Trumps Kurswechsel in der China-Politik

Beide Beiträge zu diesem Thema stammen von der Washington Post selbst,

kommen aber zu entgegengesetzten Einschätzungen derselben politischen Wende.

Max Boot argumentiert, Trump sei vom China-Falken zur China-Taube geworden:

Die Senkung von Zöllen, die Lockerung von Exportbeschränkungen für Technologie,

das Aussetzen von Waffenverkäufen an Taiwan und das persönliche Werben um Xi

Jinping ließen die USA gefährlich verwundbar zurück, während China weiterhin

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 14

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 14
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Verbündete unter Druck setze und amerikanische Gegner unterstütze. Zachary

Karabell hingegen argumentiert, der vielfach erwartete Kalte Krieg zwischen den

USA und China sei schlicht ausgeblieben; stattdessen befänden sich beide Länder in

so etwas wie einer "unglücklichen Ehe ohne echte Option auf Scheidung" - einer

widerwilligen wirtschaftlichen und strategischen gegenseitigen Abhängigkeit, die er

für sicherer hält als offene Rivalität. Während Boot den weicheren Kurs als

gefährlichen Rückzug deutet, sieht Karabell darin eine realistische, geradezu

stabilisierende Anerkennung wechselseitiger Abhängigkeit.

Quellen: The Washington Post

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

US-Sozialversicherung: Streit um Lohnsteuer-Finanzierung

Zu diesem Thema liegt nur ein Beitrag vor, von The Wall Street Journal, der sich klar

gegen Vorschläge wendet, die Beitragsbemessungsgrenze der Lohnsteuer zur

Finanzierung der US-Sozialversicherung (Social Security) anzuheben oder

abzuschaffen. Der Artikel warnt, dass ein solcher Schritt private Investitionen und

langfristiges Wirtschaftswachstum schwächen würde, ohne das eigentliche

strukturelle Finanzierungsproblem zu lösen, und betont, dass private Investitionen

höhere Renditen erwirtschaften als die Formel der Social Security. Da keine weitere

Zeitung das Thema aufgreift, gibt es keinen Vergleich unterschiedlicher

Perspektiven - lediglich diese eine marktorientierte, warnende Stimme gegen eine

Ausweitung der Lohnsteuer.

Quellen: The Wall Street Journal

            Quellenangaben (2)

The Washington Post, 22.9.2026, S. 21 — „How Trump pivoted from China hawk…“

The Washington Post, 22.9.2026, S. 21 — „Conventional wisdom about the U.S. and…“

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 14
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Generelle Kritik an Trumps Regierungsführung und
Außenpolitik

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. The Wall Street Journal veröffentlicht

einen Meinungsbeitrag, der bemerkenswert offen ein aufkeimendes "Trump

Derangement Syndrome" beim Autor eingesteht, und bringt Enttäuschung darüber

zum Ausdruck, dass der Präsident eine Chance zur konstruktiven Neugestaltung der

Regierungsführung vertan habe. Die Kritik richtet sich gegen die Schäden durch die

Zölle, die Entfremdung langjähriger Verbündeter sowie den Umstand, dass Trumps

Kurs Gegner wie China, Russland und Nordkorea eher ermutigt und sogar

umworben habe - Israel wird dabei als nahezu einzige Ausnahme unter den nicht

verprellten Ländern genannt.

Quellen: The Wall Street Journal

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Mamdanis Israel-Äußerungen und die Antisemitismus-
Debatte bei der UN

Zu diesem Thema liegt nur eine einzige Quelle vor. The Wall Street Journal

veröffentlicht einen Meinungsbeitrag des israelischen Generalkonsuls in New York,

der Bürgermeister Mamdanis Rhetorik und dessen selektiven Fokus auf Israel -

unter Ausblendung tatsächlich autoritärer Regime - als Ausdruck von

Antisemitismus deutet. Der Beitrag bezieht klar Position zugunsten Israels und

betont, der israelische Ministerpräsident werde trotz vermeintlicher

Einschüchterungsversuche „stolz" vor der UN-Generalversammlung auftreten. Da

keine weitere Zeitung über das Thema berichtet, gibt es keine gegenläufige

Einordnung oder kritische Gegenstimme zu diesem Bericht.

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 15
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Quellen: The Wall Street Journal

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Erwartete republikanische Revolte gegen Trumps Zölle

Beide Artikel stammen von The Wall Street Journal und teilen eine kritische Sicht

auf Trumps Zollpolitik, nähern sich dem Thema jedoch aus unterschiedlichen

Blickwinkeln. Der eine Beitrag argumentiert historisch, dass Zölle sich für die Partei,

die sie einführt, stets als politisch schädlich erwiesen hätten, und sagt für die Zeit

nach den Zwischenwahlen eine republikanische Revolte im Stil Reagans zugunsten

des Freihandels voraus. Der andere Beitrag unterlegt diese These mit einem

konkreten Fall: Die eskalierenden Zollstreitigkeiten zwischen den USA und Kanada

rund um Motorräder hätten Harley-Davidson und kanadischen Händlern

gleichermaßen geschadet, weshalb Stimmen aus der Industrie zu einer Rückkehr an

den Verhandlungstisch aufrufen. Zusammen ergeben die beiden Beiträge ein in sich

stimmiges Bild der Zeitung, die Trumps Zollpolitik einmal als politische Prognose

und einmal als wirtschaftlichen Befund kritisch beleuchtet.

Quellen: The Wall Street Journal

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 13

            Quellenangaben (2)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 15 — „The Coming Republican Revolt Against Tariffs“

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 18 — „Harley Takes Tariff Hit“
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US-Sanktionsdruck auf Irans Wirtschaft

Zu diesem Thema liegt allein ein Beitrag der Washington Post vor. Die Zeitung liefert

eine Analyse, wonach US-Sanktionen und eine Seeblockade die iranische Wirtschaft

schwer beschädigen, die Führung in Teheran sich jedoch an den Druck angepasst

hat und weiterhin auf Konfrontationskurs gegenüber Washington bleibt, statt

einzulenken. Der Beitrag betont den Gegensatz zwischen realem wirtschaftlichem

Schaden und der politischen Widerstandsfähigkeit des Regimes. Da keine weitere

Quelle über das Thema berichtet, lässt sich diese Einordnung nicht mit einer

abweichenden Perspektive vergleichen.

Quellen: The Washington Post

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Debatte über Teilreserve-Bankensystem in den USA

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor: The Wall Street Journal veröffentlicht

einen Meinungsbeitrag, der die Debatte über die US-Bankenregulierung über

technische Detailfragen wie die CECL-Bilanzierungsregeln hinaus auf eine

grundsätzlichere Ebene hebt. Der Autor argumentiert, dass nicht einzelne

Rechnungslegungsvorschriften, sondern das Prinzip der Teilreserve-Bankensystems

selbst die eigentliche Ursache der Instabilität sei, und fordert eine strukturelle

Reform: Sofort abrufbare Einlagen sollten vollständig durch Reserven gedeckt sein,

während Kredite ausschließlich über Bankkapital und echte langfristige Ersparnisse

wie Termineinlagen und Anleihen finanziert werden sollten. Da keine weitere

Zeitung über dieses Thema berichtet, lässt sich kein Vergleich zwischen

unterschiedlichen Quellen ziehen - der Beitrag steht als singuläre, ideologisch

pointierte Stimme da, die eine radikale Neuordnung des Bankwesens fordert, statt

            Quellenangaben (1)

The Washington Post, 22.9.2026, S. 10
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der üblicheren Forderungen nach schärferer Aufsicht oder höheren

Kapitalanforderungen.

Quellen: The Wall Street Journal

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Globaler Kapitalismus und menschlicher Fortschritt

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, der der Washington Post, der eine

dezidiert kapitalismusfreundliche Position vertritt. Der Artikel führt den weltweiten

Rückgang der Armut sowie die Verbesserung von Lebensstandard und Gesundheit

auf wirtschaftliche Freiheit und den Kapitalismus zurück und warnt zugleich davor,

dass das Erstarken sozialistischer Ideen in der amerikanischen Politik diesen

Fortschritt gefährde. Da keine weitere Zeitung das Thema aufgreift, fehlt eine

Gegenposition oder ein Vergleich unterschiedlicher journalistischer Perspektiven -

der Beitrag steht als alleinstehendes ideologisches Plädoyer da.

Quellen: The Washington Post

Migration & Gesellschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Abschiebung eines iranischen Asylsuchenden in ein Drittland

Dieses Thema wird nur von einer Quelle behandelt, der Washington Post, die den

Fall eines iranischen Asylsuchenden - eines zum Christentum konvertierten Mannes

- schildert, der von der Trump-Regierung nach Panama abgeschoben wurde, anstatt

            Quellenangaben (1)

The Wall Street Journal, 22.9.2026, S. 14
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The Washington Post, 22.9.2026, S. 19

42 / 46



in den USA Schutz zu erhalten. Der Artikel nimmt eine kritische Haltung zur

allgemeinen Praxis ein, Asylsuchende in Drittstaaten ohne funktionierendes

Asylsystem abzuschieben, und hebt das Fehlen eines rechtsstaatlichen Verfahrens

sowie die humanitäre Zwischenlage hervor, in der sich solche Betroffenen

wiederfinden. Zugleich lässt der Beitrag auch die Verteidigung der Politik durch die

Regierung zu Wort kommen und stellt so Kritik und offizielle Rechtfertigung

nebeneinander. Da kein weiteres Medium über diesen konkreten Fall berichtet, lässt

sich kein Vergleich zwischen mehreren Quellen ziehen - der Artikel selbst vereint

jedoch eine kritische, anwaltschaftlich geprägte Perspektive mit dem

Gegenargument der Regierung.

Quellen: The Washington Post

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Studienwahl in den USA im Zeitalter der KI

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag der Washington Post vor, der das Thema

nicht als Nachricht, sondern als Ratschlag behandelt. Die Zeitung argumentiert,

dass angesichts der durch künstliche Intelligenz verursachten Umwälzungen kein

Studienfach mehr als wirklich "sicher" gelten könne und Studierende deshalb eher

nach intellektueller Bereicherung und Vielseitigkeit als nach vermeintlicher

Jobsicherheit wählen sollten. Da keine weitere Quelle das Thema aufgreift, lässt

sich diese Position nicht mit einer alternativen Sichtweise vergleichen.

Quellen: The Washington Post
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The Washington Post, 22.9.2026, S. 16
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

US-Zwischenwahlen: Lokale Dynamiken

Zu diesem Thema liegt lediglich ein Beitrag vor, von The Wall Street Journal,

weshalb kein Vergleich zwischen verschiedenen Quellen möglich ist. Der Beitrag

verfolgt eine rein innenpolitische Perspektive und argumentiert, dass zwar die

nationalen Rahmenbedingungen den Spielraum eines Wahlkampfs abstecken,

letztlich aber lokale Themen sowie Persönlichkeit und Ideologie der einzelnen

Kandidaten darüber entscheiden, wie sich die Rennen um Senats- und

Kongresssitze konkret entwickeln. Es handelt sich um eine reine innenpolitische

Analyse ohne außenpolitische oder internationale Bezüge.

Quellen: The Wall Street Journal

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Star Trek als kulturelle Inspirationsquelle

Zu diesem Thema liegt nur eine Quelle vor. Los Angeles Times veröffentlicht einen

kulturell-nostalgischen Beitrag zum 60-jährigen Jubiläum von "Star Trek" und

plädiert dafür, dass die optimistische Vision der Serie heute wieder als moralischer

Kompass dienen könnte. Der Beitrag ist ausdrücklich nicht geopolitisch, sondern

widmet sich der Kraft des Science-Fiction-Erzählens, Hoffnung zu stiften, statt sich

mit aktuellen weltpolitischen Ereignissen zu befassen.

Quellen: Los Angeles Times
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Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Politischer Übergang in Venezuela

Zu diesem Thema liegt lediglich eine Quelle vor. Der Meinungsbeitrag der

Washington Post positioniert sich klar gegen die amtierende Präsidentin Delcy

Rodríguez und argumentiert, dass keine noch so freundlichen Fototermine mit

Vertretern der Trump-Regierung ihre Legitimität begründen könnten. Die Zeitung

mahnt zur Eile und fordert die US-Regierung auf, auf einen verbindlichen Zeitplan

für freie und faire Wahlen zu drängen, statt Verzögerungstaktiken zuzulassen, die es

Rodríguez erlauben würden, ihre Macht ohne demokratisches Mandat zu festigen.

Quellen: The Washington Post

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Vermächtnis des Letelier-Attentats und Abschiebungsfall

Beide Artikel stammen von der Washington Post und bilden inhaltlich eine einzige

journalistische Stimme, die zwei einander ergänzende Facetten derselben

Geschichte beleuchtet: das Schicksal von Virgilio Paz Romero, der wegen des

Bombenattentats auf Orlando Letelier 1976 in Washington verurteilt wurde und

dem nun unter der Trump-Regierung die Abschiebung droht. Der erste Beitrag

betont die historische Ironie - ein Mann, der eine vergleichsweise milde Haftstrafe

verbüßte und fast fünf Jahrzehnte lang unbehelligt in Florida lebte, verehrt von der

alternden Generation exilkubanischer Castro-Gegner, gerät nun ins Visier einer

aggressiven Abschiebungspolitik. Der zweite Beitrag weitet den Blick auf Augusto

Pinochet selbst und argumentiert, dass dieser trotz stichhaltiger dokumentarischer

Beweise für seine Rolle als "geistiger Urheber" des Anschlags nie strafrechtlich zur

Rechenschaft gezogen wurde - ein Versäumnis, das als ungelöstes Kapitel

historischer Verantwortung dargestellt wird. Zusammen nutzen beide Texte den
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aktuellen Abschiebungsfall von Paz als roten Faden, der die jahrzehntealte,

ungesühnte staatliche Gewalt mit der gegenwärtigen amerikanischen

Migrationspolitik verknüpft.

Quellen: The Washington Post
            Quellenangaben (2)

The Washington Post, 22.9.2026, S. 35 — „Five decades after an assassination, a…“
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